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Wohlstand für alle oder bloß Versicherung 
für Korrupte? 

Die Errichtung von Sonderzonen der wirtschaftlichen 
Entwicklung erregt den Verdacht der Honduraner 
 

Rudolf Teuwsen, David Araujo1

Mit der Errichtung sogenannter Sonderzonen für Beschäftigung und wirtschaftliche 
Entwicklung (Zonas de Empleo y Desarrollo Económico, ZEDE) will die Regierung von Honduras 
Investitionen anlocken und die dahinsiechende Wirtschaft des Landes ankurbeln. Es steht 
aber auch der Verdacht im Raum, dass mit den ZEDE ein Staat im Staat geschaffen werden 
soll, der es korrupten Politikern und ihren "Partnern" erlaubt, einer Strafverfolgung zu 
entgehen, ohne dafür die Flucht ins Ausland antreten zu müssen. Die Gesetzgebung, die die 
Einrichtung der ZEDE ermöglicht, stammt zwar schon aus dem Jahr 2013. Aber in diesem 
Jahr hat sich Präsident Juan Orlando Hernández des Projekts noch einmal mit Elan 
angenommen. Das kann einerseits damit zu tun haben, dass Honduras durch die Corona-
Pandemie wirtschaftlich besonders stark getroffen ist; andererseits aber auch damit, dass 
der Präsident kurz vor dem Ende seiner Amtszeit steht und sich einen Rückzugsraum 
schaffen will, falls die nationalen und internationalen Strafverfolgungsbehörden demnächst 
die seit Jahren gegen ihn erhobenen Vorwürfe der Unterstützung des internationalen 
Drogengeschäfts intensiver untersuchen oder gar erhärten sollten. Jedenfalls ist Orlandos 
Nationalpartei (Partido Nacional de Honduras, PNH) die einzige politische Kraft, die das 
Konzept der ZEDE noch unterstützt. Die politische und gesellschaftliche Opposition hingegen 
formiert sich, auch weil sie befürchtet, dass die ersehnte wirtschaftliche Entwicklung nur 
einigen wenigen, ohnehin bereits privilegierten Personen zu Gute kommt. 

 
Kontroverse Genese der ZEDE und widersprüchliche Interessen  

Als die Initiative für die ZEDE 2013 angestoßen wurde, hatte der derzeitige Präsident den 
Vorsitz des Nationalkongresses inne (2010-2014). Das emblematische Gesetzesprojekt 
wurde vom Parlament mit verfassungsändernder Mehrheit verabschiedet und schließlich 
von der Verfassungskammer des Obersten Gerichtshofs bestätigt. Diese war allerdings 2012 
vom Nationalkongress auf willkürliche Weise neu besetzt worden, wohl nicht zuletzt, um die 
Passage des Gesetzes sicherzustellen.  

Der gesetzliche Rahmen der ZEDE entstand inmitten von Kontroversen und seine 
Auswirkungen beginnen sich nun abzuzeichnen. Kritiker äußern, dass das Projekt eine große 
Gefahr für die Souveränität, Integrität und Sicherheit des Staatsgebiets darstellt. Die 
Sonderzonen sind nämlich befugt, eigene Bildungs-, Gesundheits-, Sozialversicherungs- und 
Wissenschaftsförderungssysteme zu etablieren. Die Kritik lautet, dies käme nur ohnehin 
bereits privilegierten Bevölkerungsgruppen zugute, während die Mehrheit der 
honduranischen Bevölkerung weiter unter prekären Bedingungen existieren müsse. 
Schätzungen zufolge leben zwischen 60 und 70 Prozent der Bevölkerung des Landes in 
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Armut. Andererseits erklären die Befürworter der ZEDE, das Ziel der Zonen bestehe eben 
darin, ausländische Investitionen anzulocken, um so neue Beschäftigungsquellen zu 
schaffen. Sie betonen, dass Honduras über vielfältige natürliche Ressourcen verfügt, die 
Investitionen und die Finanzkraft des Landes fördern können. Die ZEDE bedürften daher 
einiger Sonderregelungen, um transnationales Kapital zu aktivieren und gegenüber anderen 
Standorten wie Singapur oder den Vereinigten Arabischen Emiraten konkurrenzfähig zu 
sein. 

Verschiedene Sektoren der Gesellschaft sind vor den Obersten Gerichtshof und den 
Nationalkongress gezogen, um Verfassungsbeschwerde einzulegen und die Sonderzonen 
außer Kraft zu setzen. Dies hat jedoch nicht verhindert, dass in einigen der benannten 
Zonen auf Grundlage der neuen Gesetzgebung bereits mit Bauprojekten begonnen wurde. 
In der Folge nehmen Spannungen und die soziale Polarisierung zu. Der Umfang der 
Projekte, ihr Wachstum und die damit verbundenen Auswirkungen sind derzeit noch nicht 
abzusehen, aber man kann in jedem Fall davon ausgehen, dass die Kongressabgeordneten 
der nächsten Legislaturperiode eine entscheidende Rolle in der Frage der Bestätigung oder 
Aufhebung der ZEDE spielen werden.  
 
Gesetzlicher Rahmen 
 
Am 6. September 2013 wurde das Gesetz über die Zonen für Beschäftigung und 
wirtschaftliche Entwicklung (ZEDE) im Amtsblatt unter der Nummer 33,222 veröffentlicht. 
Artikel 1 legt fest: 
 
„Die Zonen für Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung (ZEDE) verfügen über eine eigene 
Rechtspersönlichkeit und sind befugt, eigene Richtlinien und Vorschriften zu erlassen. Sie werden 
mit dem Ziel eingerichtet, die Erfüllung der Ziele des Nationalen Entwicklungsplans (Plan de 
Nación) zu beschleunigen und Bedingungen zu schaffen, die dem Land eine Beteiligung am 
internationalen Markt unter wettbewerbsorientierten und stabilen Regeln ermöglichen“ (Dekret 
Nr. 120-2013). 
 
Artikel 3 schreibt vor, dass die ZEDE „funktionale und administrative Autonomie genießen“ 
und daher „über autonome und unabhängige Gerichte mit ausschließlicher Zuständigkeit in 
der Zone verfügen werden, die Rechtsordnungen oder Traditionen aus anderen Teilen der 
Welt übernehmen können“. 
 
In diesem Sinne legten die Mitglieder des Obersten Gerichtshofs den Beschluss Nr. CSJ-01-
2021 vor, der gemäß den Artikeln 303 und 329 der Verfassung der Republik die 
Sondergerichtsbarkeit der ZEDE festlegt und erklärt, dass die Gerichte in den Zonen einen 
integralen Bestandteil des Gerichtswesens von Honduras bilden (Beschluss Nr. CSJ-01-2021). 
Dieser Beschluss basiert auf Artikel 14 des Gesetzes der ZEDE, wonach die Sonderzonen 
„über autonome und unabhängige Gerichte mit ausschließlicher Zuständigkeit in allen 
Instanzen in Angelegenheiten, die nicht der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit 
unterliegen, verfügen werden“. Später, in Artikel 15, heißt es, „die Richter der ZEDE werden 
vom Justizrat des Gerichtswesens anhand einer Kandidatenliste ernannt,“ die von einem 
dafür eingerichteten „Komitee für die Umsetzung von Erfolgsmodellen (best practice)“ 
vorgeschlagen werden. Kritiker sehen durch den starken Einfluss dieses Komitees die 
Unabhängigkeit der Justiz infrage gestellt. 
 
In einem öffentlichen Schreiben des Lehrkörpers der Fakultät für Rechtswissenschaften der 
Nationalen Autonomen Universität von Honduras wird daher Folgendes angeprangert: „Das 
Gesetz zur Schaffung der ZEDE sieht auch die Möglichkeit vor, dass diese sich obligatorischen 
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Schiedsverfahren unterwerfen, sodass der Oberste Gerichtshof, abgesehen davon, dass er seiner 
hoheitlichen Aufgabe Recht zu sprechen nicht nachkommt, Befugnisse an autonome und 
unabhängige Richter delegiert, welche Rechtssysteme oder -traditionen anderer Länder 
übernehmen können, was der Ausübung der Souveränität widerspricht.“ (UNAH, 2021) 
 
Das Komitee besteht aus 21 Personen von nationalem und internationalem Ansehen, die 
vom Präsidenten der Republik ernannt und anschließend vom Nationalkongress bestätigt 
werden. Zu seinen Hauptaufgaben gehört die Entwicklung und Genehmigung von 
Vorschriften, die die Aktivitäten innerhalb der ZEDE regeln. Solche Vorschriften erlauben 
jedoch nicht, unter das Niveau der allgemeinen Gesetzgebung des Landes zurückzufallen, 
und die tatsächlich bereits bestehenden Regelungen, z.B. im Arbeitsrecht, erweitern und 
verbessern die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 
 
Wer ist der Technische Sekretär der ZEDE? 
 
Zu den Befugnissen des Komitees gehört es auch, den sog. Technischen Sekretär in jeder 
der Zonen zu benennen und seines Amtes zu entheben. Das Gesetz besagt: „Er [der 
technische Sekretär] ist der gesetzliche Vertreter und der höchste leitende Angestellte in 
ihnen [den Zonen]. Seine Amtsdauer beträgt sieben Jahre und kann verlängert oder 
widerrufen werden.“ Artikel 12 des Gesetzes definiert keine zeitliche Grenze für die 
Verlängerung in dieser Position, weshalb davon ausgegangen wird, dass die Möglichkeit 
einer unbefristeten Ernennung besteht. Eine weitere Kontroverse ergibt sich aus Artikel 18, 
der sich auf sogenannte zivile Strafen bezieht, da „diesbezügliche Prozesse innerhalb der 
ZEDE von einem Geschworenengericht entschieden werden können“. Der Nachteil daran ist, 
dass die Reichweite und die möglichen Auswirkungen des Artikels unbekannt sind, da 
derselbe Artikel die Schaffung einer den Sonderzonen eigenen Rechtsprechung in die Hände 
des bereits genannten Komitees legt. Daher ist es wichtig zu fragen: Wird das Komitee 
während des derzeitigen verfassungsmäßigen Präsidentenmandats ernannt werden oder 
liegt die Entscheidung bei den zukünftigen Regierenden des Landes? 
 
Wirtschaftliche Aspekte 
 
Kapitel 5 des Gesetzes der ZEDE bezieht sich auf die Wirtschaft, die Finanzen und die 
Beschäftigung in den Zonen. Artikel 23 betont, dass „sie über ihre unabhängige 
Finanzordnung verfügen, befugt sind, ihre finanziellen Einkünfte ausschließlich für ihre 
eigenen Zwecke zu verwenden und Mittel an die Regierungsebenen des restlichen Landes 
gemäß der in diesem Gesetz angegebenen Art überweisen werden“. Diese Überweisungen 
werden durch eine oder mehrere Treuhänderschaften verwaltet und zu gleichen Anteilen 
von je zwanzig Prozent auf fünf spezifische Zwecke verteilt. Artikel 44 legt diese Verteilung 
(nach Zwecken) fest: 
 
1. „Ein Fünftel für die Schaffung eines Fonds zur Stärkung der Justiz.“ 

2. „Ein Fünftel für einen Projektfonds auf Gemeinde- und Departementsebene.“ 

3. „Ein Fünftel für einen Fonds für Entwicklung, Infrastruktur, Sicherheit und Soziales.“ 

4. „Ein Fünftel für einen Fonds zur Entwicklung kommunaler Projekte, verteilt auf alle 
Gemeinden des Landes.“ 

5. „Ein Fünftel für die Verteidigung der nationalen Souveränität durch die Stärkung der 
Streitkräfte von Honduras.“ 
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Unter den Mitteln, die die Regierung des restlichen Landes (Staatssystem außerhalb der 
ZEDE) erhält, wird in diesem Kontext keine Möglichkeit erwähnt, Investitionen für 
wesentliche Aspekte, die den gesellschaftlichen Zusammenhalt und das Gemeinwohl 
fördern, darunter Gesundheit, Bildung, Umwelt, zu tätigen. Zwar erwähnt Absatz 3 des 
Artikels 44 Treuhänderschaften für Entwicklungs- und soziale Projekte, doch ist sein 
Wortlaut sehr vieldeutig und lässt unterschiedliche Auslegungen zu. 
 
Andererseits wird ein Fünftel dieser Überweisungen verwendet, um die Streitkräfte von 
Honduras zu stärken, die gemäß desselben Gesetzes (Artikel 1) die nationale Verteidigung 
der ZEDE gewährleisten müssen. Diese Treuhänderschaft reduziert Mittel für andere 
zentrale Aufgaben des Landes. 
 
In Bezug auf die umstrittenen Artikel über Landbesitz und die Urbanisierung dieser 
Sonderzonen legt Artikel 25 des Gesetzes ZEDE fest, dass „das Eigentum des Bodens, auf 
dem die ZEDE in Gebieten mit geringer Bevölkerungsdichte angelegt sind, von der ZEDE im 
Auftrag des Staates Honduras verwaltet wird“. Diesbezüglich wird auf Artikel 12 der 
Verfassung der Republik verwiesen, in dem es lautet: „Der Staat übt die Souveränität und 
Gerichtsbarkeit im Luftraum und Untergrund seines kontinentalen und insularen 
Territoriums, Küstenmeeres, seiner Anschlusszone, Wirtschaftszone, ausschließlichen 
Wirtschaftszone und seines Kontinentalsockels aus.“ Artikel 13 der Verfassung besagt: „In 
den Fällen, auf die in den vorherigen Artikeln Bezug genommen wurde, ist das Eigentum des 
Staates unveräußerlich und unverjährbar.“ Dies ist ein weiteres Beispiel für die 
Kontroversen, die durch das Gesetz der ZEDE ausgelöst worden sind. Die indigene und 
afrikanischstämmige Bevölkerung hat ihrerseits begonnen, sich darüber zu beraten, ob sie 
das Projekt der ZEDE akzeptieren oder ablehnen soll. 
 
Soziale Aspekte 
 
Das ZEDE-Gesetz enthält ein besonderes Kapitel, das die Zonen befugt, ihre eigenen 
Bildungs-, Gesundheits-, Sozialversicherungs-, Wissenschafts-, Religions-, Arbeits- und 
Umweltsysteme zu etablieren. Die Verteidiger der ZEDE merken an, dass diese Systeme 
qualitativ hochwertig sein und an der Spitze der Trends der modernen Welt stehen werden. 
Allerdings fehlen bislang Pläne, die landesweit bestehenden Systeme zu integrieren. Nach 
Meinung einiger Experten werden einige wenige Honduraner große Vorteile und Chancen 
genießen dürfen, während der Rest weiter in Armut und prekären Bedingungen leben muss. 
 
Eine weitere Kontroverse um die ZEDE entsteht durch Artikel 34 des Gesetzes, das die Zonen 
befugt, „auf allen Ebenen ihre eigene Bildungs- und Lehrplanpolitik zu etablieren“. Dies 
widerspricht dem Artikel 160 der Verfassung: „Die Nationale Autonome Universität von 
Honduras ist eine autonome Institution des Staates, mit Rechtspersönlichkeit, die allein 
befugt ist, die Hochschul- und Berufsbildung zu organisieren, zu leiten und zu entwickeln.“ 
Die Bestimmungen der ZEDE entziehen der Nationalen Autonomen Universität von 
Honduras diese verfassungsmäßige Befugnis und beschränken ihren Geltungsbereich 
innerhalb der Sonderzonen. 
 
Reaktionen und Kritik 
 
Angesichts der beschriebenen Kontroversen und offenen Fragen haben die Vereinten 
Nationen den Staat Honduras aufgefordert, „die Vereinbarkeit des verfassungsmäßigen und 
rechtlichen Rahmens der ZEDE mit ihren internationalen Verpflichtungen zur Achtung und 
Gewährleistung der Ausübung der Menschenrechte“ zu erwägen und zu überprüfen. 
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Gleichzeitig „wird der Staat aufgefordert, Alternativen zu erkunden, die ein inklusives 
Wirtschaftswachstum des Landes basierend auf einem Modell einer gerechten und 
nachhaltigen Entwicklung, das Gleichberechtigung garantiert, begünstigen“ (VN, 2021). 
Ebenso haben verschiedene Sektoren der honduranischen Gesellschaft ihre Ablehnung des 
ZEDE-Projekts zum Ausdruck gebracht und seine sofortige Aufhebung gefordert. Dazu 
gehören: die Nationale Autonome Universität von Honduras (Universidad Nacional Autónoma 
de Honduras, UNAH), der Nationale Antikorruptionsrat (Consejo Nacional Anticorrupción, CNA), 
die Bischofskonferenz von Honduras, der Honduranische Rat der Privatunternehmen 
(Consejo Hondureño de la Empresa Privada, COHEP) und die Honduranische Anwaltskammer 
(Colegio de Abogados de Honduras, CAH). Angesichts dieses Szenarios muss man sich fragen, 
welcher Investor seine finanziellen Mittel in diesem Projekt anlegen will. 
 
Verfassungsfragen 
 
In den Schluss- und Übergangsbestimmungen des ZEDE-Gesetz heißt es: „In 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen des Artikels 329 der Verfassung der Republik darf 
dieses Gesetz nur durch eine Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Nationalkongresses 
geändert, ergänzt, reformiert, ausgelegt oder aufgehoben werden“. Aufgrund der 
Vorschriften dieses Verfassungsartikels sind politische Konflikte vorgezeichnet. 
 
In den letzten Jahren hat die Verfassung verschiedene Reformen durchlaufen. Zu den 
umstrittensten gehören die Bestimmungen des Dekrets Nr. 9-2013, veröffentlicht im 
Amtsblatt vom 20. März 2013 unter der Nummer 33,080. Dort wird festgestellt, dass die 
Schaffung von Arbeitsplätzen eines der dringendsten Bedürfnisse des honduranischen 
Volkes ist und eine der größten Verpflichtungen des Staates darstellt, weshalb die Artikel 
294, 303 und 329 geändert wurden. In ihrer ursprünglichen Form galten diese Artikel als in 
Stein gemeißelt oder nicht reformierbar. Da sie jedoch mit dem ZEDE-Projekt unvereinbar 
waren, musste der Nationalkongress folgende Verfassungsänderungen vorantreiben: 
 
› In Artikel 294 der Verfassung wurde die Bestimmung hinzugefügt, dass „der 

Nationalkongress gemäß Artikel 329 derselben Verfassung Gebiete schaffen kann, die 
besonderen Regelungen unterliegen.“ 
 

› Artikel 303, der sich auf die Befugnisse des Justizwesens bezieht, wurde wie folgt 
geändert: 

„Das Justizwesen besteht aus einem Obersten Gerichtshof, den Berufungsgerichten, 
den Gerichten, und den Gerichten mit ausschließlicher Zuständigkeit in Gebieten 
des Landes, die den durch die Verfassung der Republik geschaffenen 
Sonderregierungsformen unterliegen, sowie den weiteren im Gesetz vorgesehen 
Instanzen.“ 

 
› Artikel 329 schließlich ist derjenige, der die tiefst greifende Verfassungsänderung 

erfahren hat, da ein ganzer Sonderabsatz zur Gründung der ZEDE in Honduras 
aufgenommen wurde. 
 

Dem Gesetz über die Zonen für Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung von 
Honduras wurde von der Legislative der Weg geebnet, indem sie sich Zuständigkeiten 
angemaßt hat, ohne den Souverän (das Volk) zu befragen. 
 
Gemäß dem verfassungsrechtlichen Rahmen von Honduras müssen am 28. November 2021 
allgemeine Wahlen abgehalten und die Regierenden für die verschiedenen Ämter für den 
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Zeitraum 2022-2026 bestimmt werden. Von den 14 für den Wahlkampf eingeschriebenen 
politischen Parteien tritt nur die Nationalpartei PNH für die Weiterführung der Zonen für 
Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung ein. 
 
Ausblick 
 
Derzeit sind offene Verhandlungen in verschiedenen Gemeinden und Kommunen geplant, 
die die ZEDE annehmen oder ablehnen können. Zu den wichtigsten Themen, die diskutiert 
werden, gehört die Akquise von Land mit hoher und niedriger Bevölkerungsdichte.  
Es ist zudem bekannt geworden, dass die lokalen Behörden in der Gemeinde Roatán 
(Departement Islas de la Bahia) prüfen, ob es möglich ist, dass die gesamte Gemeinde eine 
ZEDE wird. Auf diese Weise könnten alle Bewohner die Chancen und Vorteile genießen, die 
das Gesetz bietet. Diese Option wurde allerdings gar nicht berücksichtigt, als das Gesetz für 
die ZEDE verabschiedet wurde, und so ergeben sich bereits weitere Fragen, zum Beispiel: 
Werden Investoren bereit sein, alle Einwohner der Gemeinde in ihre Projekte 
einzubeziehen? Wird die höchste Instanz von Roatán der Bürgermeister der Gemeinde oder 
der Technische Sekretär der ZEDE sein?  
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Verweise 

 
Beschluss Nr. CSJ-01-2021. Einrichtung der Sondergerichtsbarkeit für Zonen für 
Beschäftigung und wirtschaftliche Entwicklung (ZEDE). 14.06.2021. (Acuerdo No. CSJ-01-2021. 
Establecimiento de la jurisdicción especial de las Zonas de Empleo y Desarrollo Económico 
(ZEDE)) 
 
Dekret Nr. 120-2013. Erlass des Gesetzes für die Zonen für Beschäftigung und 
wirtschaftliche Entwicklung (ZEDE). 06.09.2013. Amtsblatt Nr. 33,222. (Decreto No. 120-2013. 
Por medio del cual se expide Ley Orgánica de las Zonas de Empleo y Desarrollo Económico 
(ZEDE). 6 de septiembre de 2013. Diario oficial La Gaceta N. 33,222.) 
 
Dekret Nr. 9-2013. Ratifizierung des Dekrets Nr. 236-2012 vom 23.01.2013. Amtsblatt Nr. 
33,080. (Decreto No. 9-2013. Por medio del cual se ratifica el Decreto No. 236-2012 de fecha 
23 de enero de 2013. Diario oficial La Gaceta No. 33,080.)  
 
VN. (08.06.2021). Vereinte Nationen Honduras. Aus: Die ZEDE könnten ernsthafte Risiken für 
die Gewährleistung der Menschenrechte durch den Staat von Honduras darstellen (Original: 
Las ZEDE podrían suponer serios riesgos para la garantía de los derechos humanos por 
parte del Estado de Honduras): Unter: https://honduras.un.org/es/130598-las-zede-podrian-
suponer-serios-riesgos-para-la-garantia-de-los-derechos-humanos-por-parte
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